
Beteiligte des Ausgangsverfahrens 

Verfahren eingeleitet von: Bureau national interprofessionnel du 
Cognac 

Beteiligte: Gust. Ranin Oy 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Korkein hallinto-oikeus — Aus
legung der Ersten Richtlinie 89/104/EWG des Rates vom 21. 
Dezember 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Marken (ABl. L 40, S. 1) sowie der 
Art. 16 und 23 der Verordnung (EG) Nr. 110/2008 des Euro
päischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2008 zur 
Begriffsbestimmung, Bezeichnung, Aufmachung und Etikettie
rung von Spirituosen sowie zum Schutz geografischer Angaben 
für Spirituosen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 
1576/89 (ABl. L 39, S. 16) — Beziehung zwischen Marken und 
geschützten geografischen Angaben — Eintragung einer Bild
marke, die insbesondere die geografische Angabe „Cognac“ für 
Spirituosen enthält, die die Voraussetzungen für die Verwen
dung dieser geografischen Angabe nicht erfüllen 

Tenor 

1. Die Verordnung (EG) Nr. 110/2008 des Europäischen Par
laments und des Rates vom 15. Januar 2008 zur Begriffsbestim
mung, Bezeichnung, Aufmachung und Etikettierung von Spirituo
sen sowie zum Schutz geografischer Angaben für Spirituosen und 
zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates 
ist bei der Prüfung der Gültigkeit der Eintragung einer Marke, die 
eine nach dieser Verordnung geschützte geografische Angabe ent
hält, anwendbar, wenn die Eintragung vor dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung erfolgt ist. 

2. Die Art. 23 und 16 der Verordnung Nr. 110/2008 sind dahin 
auszulegen, dass 

— die zuständigen nationalen Behörden auf der Grundlage des 
Art. 23 Abs. 1 dieser Verordnung die Eintragung einer 
Marke, die eine geschützte geografische Angabe enthält und 
nicht unter die in Art. 23 Abs. 2 vorgesehene zeitliche Aus
nahme fällt, ablehnen oder löschen müssen, wenn die Ver
wendung dieser Marke zu einem der in Art. 16 der Verord
nung genannten Tatbestände führt; 

— eine Fallgestaltung wie sie in der zweiten Frage angesprochen 
ist, nämlich die der Eintragung einer Marke, die eine geogra
fische Angabe oder aber diese Angabe als Gattungsbezeich
nung in einer Übersetzung enthält, für Spirituosen, die den für 
diese Angabe geltenden Spezifikationen nicht entsprechen, un
ter die in Art. 16 Buchst. a und b der Verordnung 
Nr. 110/2008 genannten Tatbestände fällt, ungeachtet der 
möglichen Anwendbarkeit anderer in Art. 16 aufgestellter 
Regeln. 

( 1 ) ABl. C 63 vom 13.3.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 21. 
Juli 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des High Court of 
Justice (England & Wales), Queen’s Bench Division 
(Administrative Court) — Vereinigtes Königreich) — 
Nickel Institute/Secretary of State for Work and Pensions 

(Rechtssache C-14/10) ( 1 ) 

(Umwelt und Schutz der menschlichen Gesundheit — Richt
linie 67/548/EWG — Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 — 
Einstufung von Nickelcarbonaten, Nickelhydroxiden und meh
reren Gruppen von Nickelverbindungen als gefährliche Stoffe 
— Gültigkeit der Richtlinien 2008/58/EG und 2009/2/EG 
sowie der Verordnung (EG) Nr. 790/2009 — Anpassung die
ser Einstufungen an den technischen und wissenschaftlichen 
Fortschritt — Gültigkeit — Methoden zur Bewertung der 
Eigenschaften dieser Stoffe — Offenkundiger Ermessensfehler 

— Rechtsgrundlage — Begründungspflicht) 

(2011/C 269/14) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Justice (England & Wales), Queen’s Bench Divi
sion (Administrative Court) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Nickel Institute 

Beklagter: Secretary of State for Work and Pensions 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — High Court of Justice (England 
& Wales), Queen’s Bench Division (Administrative Court) — 
Gültigkeit der Richtlinie 2008/58/EG der Kommission vom 
21. August 2008 zur 30. Anpassung der Richtlinie 
67/548/EWG des Rates zur Angleichung der Rechts- und Ver
waltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kenn
zeichnung gefährlicher Stoffe an den technischen Fortschritt 
(ABl. L 246, S. 1) und der Verordnung (EG) Nr. 790/2009 
der Kommission vom 10. August 2009 zur Änderung der Ver
ordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung 
von Stoffen und Gemischen zwecks Anpassung an den tech
nischen und wissenschaftlichen Fortschritt (ABl. L 235, S. 1) im 
Hinblick auf die Wiedereinstufung der Nickelcarbonate als kar
zinogene Stoffe — Keine den Anforderungen des Anhangs VI 
der Richtlinie 67/548/EWG entsprechende angemessene Bewer
tung der intrinsischen Eigenschaften der Nickelcarbonate 

Tenor 

Die Prüfung der Vorlagefragen hat nichts ergeben, was die Gültigkeit 
zum einen der Richtlinie 2008/58/EG der Kommission vom 21. 
August 2008 zur 30. Anpassung der Richtlinie 67/548/EWG des 
Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe an den 
technischen Fortschritt und der Richtlinie 2009/2/EG der Kommission 
vom 15. Januar 2009 zur 31. Anpassung der Richtlinie 
67/548/EWG des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwal
tungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung 
gefährlicher Stoffe an den technischen Fortschritt und zum anderen der
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Verordnung (EG) Nr. 790/2009 der Kommission vom 10. August 
2009 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Eu
ropäischen Parlaments und des Rates über die Einstufung, Kennzeich
nung und Verpackung von Stoffen und Gemischen zwecks Anpassung 
an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt berühren könnte, 
soweit darin Stoffe wie bestimmte Nickelcarbonate, Nickelhydroxide 
und andere Gruppen von im Ausgangsverfahren fraglichen Nickelver
bindungen als für den Menschen krebserzeugend der Kategorie 1, 
erbgutverändernd der Kategorie 3 und fortpflanzungsgefährdend der 
Kategorie 2 eingestuft werden. 

( 1 ) ABl. C 63 vom 13.3.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 21. 
Juli 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des High Court of 
Justice (England & Wales), Queen’s Bench Division 
(Administrative Court) — Vereinigtes Königreich) — 

Etimine SA/Secretary of State for Work and Pensions 

(Rechtssache C-15/10) ( 1 ) 

(Umwelt und Schutz der menschlichen Gesundheit — Richt
linie 67/548/EWG — Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 — 
Borverbindungen — Einstufung als fortpflanzungsgefähr
dende Stoffe der Kategorie 2 — Richtlinie 2008/58/EG und 
Verordnung (EG) Nr. 790/2009 — Anpassung dieser Einstu
fungen an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt 
— Gültigkeit — Methoden zur Bewertung der Eigenschaften 
dieser Stoffe — Offenkundiger Ermessensfehler — 
Rechtsgrundlage — Begründungspflicht — Grundsatz 

der Verhältnismäßigkeit) 

(2011/C 269/15) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Justice (England & Wales), Queen’s Bench Divi
sion (Administrative Court) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Etimine SA 

Beklagter: Secretary of State for Work and Pensions 

Beteiligte: Borax Europe Ltd 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — High Court of Justice (England 
& Wales), Queen’s Bench Division (Administrative Court) — 
Gültigkeit der Richtlinie 2008/58/EG der Kommission vom 
21. August 2008 zur 30. Anpassung der Richtlinie 
67/548/EWG des Rates zur Angleichung der Rechts- und Ver
waltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kenn
zeichnung gefährlicher Stoffe an den technischen Fortschritt 
Verordnung (ABl. L 246, S. 1) und der Verordnung (EG) Nr. 
790/2009 der Kommission vom 10. August 2009 zur Ände
rung der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Einstufung, Kennzeichnung 
und Verpackung von Stoffen und Gemischen zwecks Anpas
sung an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt 
(ABl. L 235, S. 1) im Hinblick auf die Einstufung von Borver
bindungen als fortpflanzungsgefährdend — Fehlerhafte Bewer

tung des nach Anhang VI der Richtlinie 67/548/EWG verlang
ten Vorliegens einer Gefahr bei gebräuchlicher Handhabung 
oder Verwendung des Stoffes 

Tenor 

Die Prüfung der Vorlagefragen hat nichts ergeben, was die Gültigkeit 
zum einen der Richtlinie 2008/58/EG der Kommission vom 21. 
August 2008 zur 30. Anpassung der Richtlinie 67/548/EWG des 
Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe an den 
technischen Fortschritt und zum anderen der Verordnung (EG) Nr. 
790/2009 der Kommission vom 10. August 2009 zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung 
von Stoffen und Gemischen zwecks Anpassung an den technischen und 
wissenschaftlichen Fortschritt berühren könnte, soweit darin bestimmte 
Borverbindungen als fortpflanzungsgefährdend der Kategorie 2 einge
stuft werden. 

( 1 ) ABl. C 63 vom 13.3.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 21. Juli 2011 
(Vorabentscheidungsersuchen des Fővárosi Bíróság — 
Ungarn) — Károly Nagy/Mezőgazdasági és Vidékfejlesztési 

Hivatal 

(Rechtssache C-21/10) ( 1 ) 

(Gemeinsame Agrarpolitik — Finanzierung durch den EAGFL 
— Verordnungen (EG) Nrn. 1257/1999 und 817/2004 — 
Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch die 
Gemeinschaft — Agrarumweltbeihilfen für Produktionsver
fahren — Beihilfen für Agrarumweltmaßnahmen, bei denen 
es sich nicht um Prämien für Tiere handelt, für die aber eine 
bestimmte Viehbestandsdichte Voraussetzung ist — Anwen
dung des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems — 
System zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern 
— Verpflichtung der nationalen Behörden, über die Voraus

setzungen für die Gewährung der Beihilfe zu informieren) 

(2011/C 269/16) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Fővárosi Bíróság 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Károly Nagy 

Beklagter: Mezőgazdasági és Vidékfejlesztési Hivatal 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Fővárosi Bíróság — Auslegung 
des Art. 22 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom 
17. Mai 1999 über die Förderung der Entwicklung des ländli
chen Raums durch den Europäischen Ausrichtungs- und Garan
tiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) und zur Änderung bzw. 
Aufhebung bestimmter Verordnungen (ABl. L 160, S. 80) und 
des Art. 68 der Verordnung (EG) Nr. 817/2004 der Kommis
sion vom 29. April 2004 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates (ABl. L 153, S. 30) 
— Ausschluss eines Landwirts von der Zahlung einer Agrar
umweltbeihilfe aufgrund der fehlenden Registrierung der Tiere
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